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Bundesrätin droht
mit Machtwort
Kari Kälin

Viele Schülerinnen und Schüler
tun sich schwer damit. Auch die
Politik hadert mit dem Franzö-
sisch. Der Kantonsrat von Ap-
penzell Ausserrhoden hat im
März entschieden, das Fach
künftig erst ab der Oberstufe zu
unterrichten. In zahlreichen
Kantonen,darunterAargau,Lu-
zern und St. Gallen, laufen ähn-
liche politische Bestrebungen.
Damit steht die 2004 von der
KonferenzderkantonalenErzie-
hungsdirektorinnen und -direk-
toren (EDK) verabschiedete
Sprachenstrategie – zweiFremd-
sprachen an der Primarschule –
auf der Kippe.WenigGrund zur
Euphorie liefern aktuelle Test-
ergebnisse, die im Auftrag der
EDKerhobenwurden.AmEnde
der Volksschule versteht nur
etwadieHälfteder Jugendlichen
einfacheTexte auf Französisch.

Jetzt schaltet sich Innenmi-
nisterin Elisabeth Baume-
Schneider indieSprachendebat-
te ein. Die SP-Bundesrätin aus
demKanton JurawarntdieKan-
tonedavor, denUnterricht einer
zweiten Fremdsprache auf die
Oberstufe zu verschieben. «Ich
denke, dass der Bundesrat in
diesemFall eingreifenmüsste»,
sagte sie am Montag in der
Fragestunde desNationalrats.

Bersetkrebste
wiederzurück
Es gehe nicht nur um eine päda-
gogische Frage. «Die Mehrspra-
chigkeit ist ein Wesensmerkmal
der Schweiz. Ihre Pflege ist eine
zwingende Voraussetzung für
dennationalenZusammenhalt»,
so Baume-Schneider. Die Bun-
desrätin wird sich aufgrund der
neustenEntwicklungenbaldmit
einerDelegationderEDKtreffen.

Aufgeworfen hatte dasThe-
ma Martin Candinas. Die Be-
strebungen, eine zweiteLandes-
sprache aus dem Stundenplan
der Primarschule zu streichen,
bereiten ihmSorgen.Erplädiert
dafür, dass auch die Kleinsten
weiterhin zwei Fremdsprachen
lernen–undeinezweiteLandes-
sprache zuerst. «Es genügt
nicht, den nationalen Zusam-
menhalt in 1.-August-Reden zu
beschwören.WirmüssenTaten
folgen lassen», sagt Candinas.

Die Fremdsprachendebatte
entflammt nicht zum ersten
Mal. Im Sommer 2016 drohte
zum Beispiel der damalige In-
nenminister Alain Berset (SP)
mit einemMachtwort, fallsKan-
tone ausscheren und Franzö-
sisch streichenwürden.Erwoll-
te per Bundesgesetz sicherstel-
len, dass an den helvetischen
Primarschuleneine zweiteLan-
dessprache unterrichtet wird.
Nach der Vernehmlassung und
nachdem der Kanton Thurgau
sichbereit erklärt hatte, dieVer-
schiebung des Französisch-
unterrichtsnocheinmal zuüber-
denken, verzichtetederBundes-
rat auf eine Intervention.

Derweil stellt die EDK die
Sprachenstrategie auf Antrag
des Nidwaldner Bildungsdirek-
tors Res Schmid auf den Prüf-
stand.DerSVP-Politikerplädiert
dafür, dass die Deutschschwei-
zerKantone anderPrimarschu-
le nur noch eine Fremdsprache
– Französisch ab der 5. Klasse –
lernenunddassmitEnglischauf
derOberstufe gestartetwird.

Interview: Othmar vonMatt

Siehörenauf alsPräsident
der JungenMitte.Weshalb?
Marc Rüdisüli: Ich übte dieses
Amt vier Jahre lang mit grosser
Freude aus. Nun ist es Zeit, das
Zepter aneineneueGeneration
zu übergeben.

WashabenSie erreicht?
Wir konnten dieMitgliederzahl
auf 3400 steigern – ein grosser
Erfolg. Bei den Nationalrats-
wahlen 2023 erhöhten wir
unseren Wähleranteil bei den
18- bis 34-Jährigen von 8 auf 13
Prozent und überholten FDP
und GLP. Die Mitte ist für die
junge Generation attraktiver
geworden.

BleibenSie inderPolitik?
Ja, Politik ist meine Leiden-
schaft. Ich bleibe im Parteiprä-
sidium der Mitte Schweiz und
imThurgauer Kantonsrat.

BereitenSie sichauf
eineKandidatur für
denNationalrat vor?
Ein nationales Amt reizt mich,
abermeineEnergiegilt nundem
GrossenRat imThurgau.

WieschätzenSiedieLage
derMutterpartei ein?
Wir sind sehr gut unterwegs.
Seit 2019 haben wir eine un-
glaublicheReisehinter uns.Wir
fusioniertenmitderBDP,wech-
selten den Namen, haben drei
Volksinitiativeneingereichtund
sindnun inderVereinigtenBun-
desversammlung stärker als die
FDP.

Ist der zweiteBundesratssitz
dasHauptziel?
Für mich sind konkrete Lösun-
gen das primäre Ziel. Natürlich
würde uns ein zweiter Bundes-
ratssitz dabei helfen.

Fürdie JungeMitte ist die
psychischeGesundheit
Jugendlicherwichtig.Nid-
waldenhatnuneinHandy-
verbot anSchulenerlassen.
Ist dasder richtigeWeg?
Es braucht ein Handyverbot an
der Schule, zum Schutz der
Lernumgebungundder sozialen
Interaktionen. Die Schüler sind
aber nur von 8 bis 15 Uhr in der
Schule – davor und danach
haben viele einen nicht mehr
gesundenHandykonsum.

Alsoübersteigt dasProblem
dieSchule?
Die Schule kann die Probleme
von ungesundem Handykon-
sum allein nicht lösen. Wichtig
ist, dass sie Medienbildung be-
treibt: Wie geht man mit den
neuen Technologien um? Wel-
chen Quellen kann man noch
vertrauen? Die Entwicklung ist
rasant mit KI, Deepfake, Fake
News, Desinformation, Cyber-
mobbing. Die Verantwortung
liegt vor allembei den Eltern.

Inwiefern sinddie sozialen
MedieneinProblem?
Die Techkonzerne besitzenmit
Tiktok, Instagram und Co. eine
enorme Markt- und Meinungs-
macht. Algorithmen sind auf
maximale Verweildauer ge-
trimmt – das fördert Suchtver-
halten. Viele Menschen leben
zunehmend indigitalen, einsei-
tigen Bubbles. Die Regeln auf
diesenPlattformensindoftwill-
kürlich und abhängig von den
Launen und Interessen der
Techkonzerne.

Siewarnen?
Grundsätzlich bieten Social
Media undKI enormeChancen
für Gesellschaft und Wirt-
schaft. Ein Verbot wäre völlig
falsch. Wir müssen vielmehr
einen gutenUmgang damit fin-
den. Denn Tiktok undCo. sind
keine harmlosen Spielzeuge,
sondern werden auch als digi-
tale Waffen eingesetzt. Die
Autokraten auf dieserWelt ver-
breiten gezielt Propaganda und
Desinformation. Es ist doch
absurd, dass Jugendliche in der
Schweiz keine Tabakwerbung
sehen dürfen, während es uns
gleichzeitig nicht interessiert,
was Kinder und Jugendliche in
den sozialen Medien sehen –
gesteuert von intransparenten
Algorithmen aus China und
den USA.

Braucht esRegulierungen
desStaates?
Es braucht eine nationale Stra-
tegie fürdenUmgangmitdiesen
Techkonzernen. Die sozialen
Medien müssten zum Beispiel
kindergerechte Versionen ohne
Algorithmen anbieten. Persön-
lichkeitsschutz und Meinungs-
freiheit müssen gewährleistet
sein.Wir dürfen in dieser Frage
nicht naiv sein. Doch der Bun-
desrat drückt sich davor.

Sie fordern, dass er
vorwärtsmacht?
Ja. Denn seit zwei Jahren ver-
spricht er einePlattformregulie-
rung. Doch er verschiebt sie
immer wieder. Für Nutzende
braucht es eineAnlaufstelle, die
Beschwerden nach Schweizer
Recht ermöglicht. Es geht um

unsere Souveränität und den
SchutzderDemokratieundMei-
nungsbildung.

Kommenwir zurAHV.Die
jungeGeneration fühlt sich
hierungerecht behandelt.
Richtig?
Mandarf keinenGenerationen-
graben herbeireden, der nicht
existiert.NiekonnteeineGene-
ration freier und sicherer und in
grösseremWohlstandaufwach-
sen als unsere.

Aber?
Wirdürfennicht so tun, als gäbe
es keine Probleme. Sorgen be-
reitet mir, dass die Jungen im-
mer pessimistischer in die Zu-
kunft blicken und der Genera-
tionenvertrag aus der Balance
gerät.

Viele glauben, dass sie einst
keineAHV-Rente erhalten?
Es ist Zeit, mit diesemMärchen
aufzuräumen. Ich möchte den
Bundesrat sehen, der sagt, ab
nächstem Jahr gebe es keine
AHVmehr.Daswärepolitischer
Selbstmord.DasParlamentwür-
de eher die heilige Kuh Schul-
denbremseschlachten,alskeine
AHV-Renten mehr auszahlen.
DieentscheidendeFrage ist:Wer
trägt die finanzielle Belastung?

Das sinddie jüngeren
Generationen?
Ja. Die Situation ist ausseror-
dentlich: Wir müssen die
13.AHV-Rente und möglicher-
weise die Aufhebung des Ehe-
paar-Plafondsfinanzieren.Dazu
kommen die Babyboomer, die
jetzt in Rente gehen. Finanziell

kommt sehr viel auf uns zu. Ich
bin enttäuscht vom Bundesrat,
dass er die Finanzierung nicht
kreativer angeht. Das ist ein
Skandal. Bei allen drei Themen
erhöht er reflexartigMehrwert-
steuerundLohnabzüge.Das tut
vor allem den Jungen und dem
Mittelstandweh.

DamüssenSiedieMitte
auch indiePflichtnehmen.
Sie erhöhtdieKostenmit
denFairness-Initiativen
umvierMilliardenundwill
dieseKostenplusdie
13. AHV-Rentemit den
LinkenüberMehrwertsteuer
undLohnabzügedecken.
Dastue ich.Der jetzigeFinanzie-
rungsvorschlag ist unausge-
wogen. Aber: Heute werden
700’000 verheiratete Personen
inderAHVgegenüberunverhei-
ratetenPaarendiskriminiert.Die
MittewilldieseHeiratsstrafeab-
schaffen.Das unterstütze ich.

WiekönntendieKosten
besser verteiltwerden?
Wir müssen bei der Sanierung
derAHVauchdieGenerationen
65 plus ins Boot holen. Wir
könntenetwadieAnpassungder
Renten an Inflation und Lohn-
entwicklung ein- oder zweimal
aussetzen – selbstverständlich
sozial abgestuft. Damit würde
man eine halbe Milliarde ein-
sparen.

Das reichtnicht für
die Sanierung.
Es wäre ein Anfang, damit die
arbeitende Bevölkerung nicht
die ganzeLast trägt. Ichfindees
auch verantwortungslos, dass

der Bundesrat ein höheresRen-
tenalter erst bei der nächsten
Revision thematisieren will. Er
reicht die heisse Kartoffel dem
Parlamentweiter.

FürSiebraucht es ein
höheresRentenalter?
Das Rentenalter zu erhöhen,
wäreeinegenerationengerechte
Lösung.

Umwieviele Jahre?
Warumnichtumeinhalbesoder
auch ein ganzes Jahr? Entschei-
dend ist für mich aber, dass wir
zuerstdie sozialenFragen lösen.

WiemeinenSiedas?
Weretwa ineinerKanzlei arbei-
tet und gut verdient, kann sich
mit60 frühpensionieren lassen.
Weraber inderPflegechrampft,
soll bis 66 arbeiten? Das kann
nicht sein.Hier geht esumunse-
ren sozialen Zusammenhalt.

Wie liesse sichdieses
Problem lösen?
Mit einer Lebensarbeitszeit.

Wiewürde sie aussehen,
wennmanSie alsBeispiel
nimmt?
Ich studiere, trete also erst spä-
ter in den Arbeitsprozess ein
undmüsstedarum länger arbei-
ten. Man würde das AHV-Alter
an die Bildung koppeln und
nicht mehr an ein starres Refe-
renzalter. Zum Beispiel könnte
pensioniertwerden,wer44Bei-
tragsjahre geleistet hat. Noch
etwas wäre aber zentral für ein
höheres Rentenalter.

Was?
Die Unternehmen müssen den
Tatbeweis erbringen, dass sie
Leuteüber60auchwirklichein-
stellen.

Hier gibt esZweifel.
Dashörtman leideroft. Solange
dieUnternehmendiesenTatbe-
weis nicht erbracht haben und
die sozialen Fragen nicht gelöst
sind, wird ein höheres Renten-
alter nie mehrheitsfähig sein –
zu Recht. Dawird auch dieMit-
te nichtmitmachen.

«Tiktok und Co.
sind digitale Waffen»
MarcRüdisüli (27) tritt als Präsident der JungenMitte zurückund
kritisiert denBundesrat für denUmgangmitAHVund sozialenMedien.

«Zum Beispiel
könnte pensioniert
werden, wer
44 Beitragsjahre
geleistet hat»:
Marc Rüdisüli,
Präsident der
JungenMitte,
macht Vorschläge
zur AHV-Sanierung.
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